








Rechtssicherheit für freies WLAN

Teil unserer Digitalisierungsstrategie ist ein offenes WLAN als 
Baustein einer offenen Gesellschaft und Bestandteil einer modernen 
digitalen Infrastruktur. Das von uns vorangetriebene WLAN-Gesetz 
schafft endlich Rechtssicherheit für offene WLAN-Hotspots und  
macht den Weg frei für mehr freies WLAN in Deutschland. 

Gegen Hass und Hetze im Netz

Meinungsfreiheit endet da, wo das Strafrecht beginnt. Für straf- 
bare Hetze, Verunglimpfung oder Verleumdung darf in den sozialen 
Netzwerken genauso wenig Platz sein wie auf der Straße. Mit dem Netz- 
werkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) haben wir in der letzten Wahlperio-
de klare Vorgaben für die Anbieter von sozialen Netzwerken geschaffen, 
um das geltende Recht wirksam durchzusetzen. Derzeit wird eine Ände-
rung am NetzDG vorbereitet, durch die Plattformbetreiber verpflichtet 
werden, Hasskriminalität wie Morddrohungen oder Volksverhetzung den 
Sicherheitsbehörden zu melden. Auch die Rechte der Nutzerinnen und 
Nutzer sollen gestärkt und die Transparenzpflichten für die Plattformen 
verschärft werden. Plattformen wie Facebook, Google und Twitter müs-
sen ihrer Verantwortung im Internet gerecht werden. Im Netz darf kein 
Platz für Hass und Hetze sein.

90 B I L A N Z  2 0 1 7  —   2 0 1 9 



Forschung

Forschen für morgen
Forschung und Wissenschaft zeigen uns Wege, über 
die wir die gesellschaftlichen Herausforderungen 
unserer Zeit bewältigen und die Zukunfts- und Wett-
bewerbsfähigkeit unseres Landes sichern können. 
Damit das so bleibt, setzen wir uns für eine verläss-
liche Finanzierung der Forschung ein.
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Spitzenforschung langfristig gestärkt

Seit 2005 ist der Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ein 
sozialdemokratisches Erfolgsprojekt, mit dem Spitzenforschung in 
Deutschland gesichert und gestärkt wird. Ab 2020 wird der Pakt um 
weitere zehn Jahre fortgeschrieben, mit einer jährlichen Erhöhung  
um drei Prozent. Das ist ein klares Signal des Bundes und der Länder  
für die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Spitzen-
forschung und der nachhaltigen Innovationsdynamik unseres Landes. 

Steuerliche Forschungsförderung 

Forschung und Entwicklung ist für viele Unternehmen eine wich-
tige Investition zur Steigerung ihrer Innovations- und Wettbewerbs-
fähigkeit. Mit einem neuen Gesetz können alle Unternehmen unab-
hängig von ihrer Größe steuerliche Forschungsförderung in Anspruch 
nehmen, die bei den Personalausgaben ansetzt. Dies ist vor allem für 
mittelständische forschende Unternehmen attraktiv, bei denen die in 
der Forschung tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den Haupt-
kostenfaktor ausmachen. 

HightechStrategie

Mit der Hightech-Strategie 2025, die auf unser Drängen zu einer 
ressortübergreifenden Innovationsstrategie weiterentwickelt wurde, 
führen wir unser Verständnis sozialdemokratischer Innovationspolitik 
weiter. Mit der Strategie werden nicht nur technische, sondern auch 
soziale Innovationen in den Fokus genommen. Anhand von partizipa-
torischen Instrumenten wird die Beteiligung der Gesellschaft gestärkt. 
Außerdem wird eine enge Zusammenarbeit der verschiedenen Ressorts 
gefördert.
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Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses

Mit dem Tenure-Track-Programm stellt der Bund 1 Milliarde Euro 
zur gezielten Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses zur Ver-
fügung. Nach erfolgreichem Abschluss der beiden Auswahlrunden 2017 
und 2019 werden deutschlandweit nun insgesamt 1.000 Tenure-Track- 
Professuren an 75 Hochschulen zusätzlich gefördert. 

Künstliche Intelligenz (KI)

Mit der Strategie für Künstliche Intelligenz treiben wir diese  
Technologie in der Forschung, der Wirtschaft und der Arbeitswelt 
vo ran. Mit 3 Milliarden Euro stärken wir den Ausbau und die Vernet-
zung von KI-Kompetenzzentren. Wir holen international renommierte 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nach Deutschland, fördern 
den wissenschaftlichen Nachwuchs im Bereich der KI, erhöhen die 
Forschungsförderung und sichern einen schnelleren Transfer von For-
schungsergebnissen in die Anwendung.

Auf Initiative der Koalitionsfraktionen hat der Deutsche Bundes - 
tag außerdem die Enquete-Kommission „Künstliche Intelligenz – Gesell- 
schaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und ökologische  
Potenziale“ eingerichtet, um Antworten auf die großen gesellschaftli-
chen, rechtlichen und ethischen Herausforderungen dieser Zukunfts-
tech nologie zu erarbeiten. Es ist die Aufgabe der Politik, dafür zu 
sorgen, dass der technologische Fortschritt zu einem sozialen Fort-
schritt wird. Künstliche Intelligenz muss dem Menschen dienen, nicht 
umgekehrt.

Zusätzliches Geld für exzellente Wissenschaft

Zur Stärkung des Wissenschaftsstandorts Deutschland unter-
stützen der Bund (75 Prozent) und die Länder (25 Prozent) im Rahmen 
der Exzellenzstrategie zehn ausgewählte Universitäten und 57 Exzel-
lenzcluster mit insgesamt 533 Millionen Euro jährlich. Auf die Exzellenz-
cluster entfallen davon rund 385 Millionen Euro im Jahr. Die Exzellenz-
universitäten werden insgesamt mit rund 148 Millionen Euro jährlich 
gefördert.
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Der Bund investiert so viel Geld wie noch nie –  
in den sozialen Zusammenhalt, in die Infrastruktur 
und in wichtige Zukunftsaufgaben. Die gestärkte 
Kaufkraft von Beschäftigten und Familien hat  
einen wesentlichen Anteil am Wirtschaftswachs- 
tum.

Investitionen in die  
Zukunft

Haushalt
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Investitionen in ein modernes Land

Der Bund hat seine Investitionen auf ein Re kordniveau angeho-
ben und wird auch in den kommenden Jahren so viel investieren wie nie 
zuvor. Mit dem Haushalt 2020 haben wir Investitionen in Höhe von rund 
43 Milliarden Euro beschlossen. Für 2020 bis 2023 stehen insgesamt rund 
160 Milliarden zur Verfügung – ein Drittel mehr als in der vergangenen 
Wahlperiode.

Das Geld fließt in den Breitbandausbau und in die digitale  
In fra struktur unserer Schulen, in Schienen strecken und Straßen, in  
Wohnungs- und Städtebau, in Kinder be treuung, Bildung, Forschung  
und Klimaschutz. Damit der Bund mehr Geld in Schulen, öffentlichen 
Nah verkehr und sozialen Wohnungsbau investieren kann, haben wir  
das Grundgesetz geändert. Wir leisten damit einen wichtigen Beitrag 
für Innovation, Wachstum und gleichwertige Lebensverhältnisse.

Solide Haushaltspolitik

Seit 2014 kommt der Bundeshaushalt Jahr für Jahr ohne neue 
Schulden aus. 2019 sinken die öffentlichen Schulden erstmals seit 17 
Jah ren wieder auf unter 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (soge-
nannte Maastricht-Grenze).

Stärkung des sozialen Zusammenhalts

Um den sozialen Zusammenhalt zu stärken, haben wir einen 
Schwerpunkt darauf gelegt, vor allem Gering- und Normalverdienende 
sowie Familien zu entlasten und die soziale Sicherheit zu verbessern. 
Allein durch die steuerlichen Maßnahmen steigen die verfügbaren Ein- 
kommen vor allem von Familien in dieser Wahlperiode um insgesamt 
mehr als 25 Milliarden Euro.

Hinzu kommen Leistungsverbesserungen etwa beim Wohngeld, 
beim BAföG, bei der Eingliederung Langzeitarbeitsloser in einen sozia-
len Arbeitsmarkt oder bei der Alterssicherung. Damit stärken wir nicht 
nur den solidarischen Zusammenhalt unserer Gesellschaft, sondern 
auch die Konjunktur: Die führenden Wirtschaftsforschungsinstitute  
haben errechnet, dass ein wesentlicher Anteil des derzeitigen Wachs-
tums auf die gestärkte Kaufkraft und damit den Konsum der privaten 
Haushalte zurückgeht.
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Steuergerechtigkeit bedeutet für uns: Die Starken 
sollen mehr beitragen als die Schwachen und ihren 
fairen Anteil in einer solidarischen Gesellschaft  
leisten. Dazu gehört auch, entschlossen gegen 
Steuerbetrug und Steuervermeidung vorzugehen.

Gerechte Steuern
Steuern und Finanzen
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Geringere Steuern für Normalverdienende

Beschäftigte und Familien mit geringen und mittleren Einkom-
men haben wir durch höhere Grund- und Kinderfreibeträge sowie den 
Ausgleich der kalten Progression in der Einkommensteuer entlastet.

Außerdem haben wir im Bundestag beschlossen, dass der Soli-
daritätszuschlag ab 2021 für 90 Prozent der Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler wegfällt. Für weitere 6,5 Prozent sinkt der Soli. Konkret 
bedeutet das, dass beispielsweise eine Familie mit zwei Kindern bis zu 
einem Bruttojahreslohn von rund 151.000 Euro keinen Solidaritätszu-
schlag mehr zahlen wird. Insgesamt ergibt sich dadurch eine Stärkung 
der Kaufkraft für die große Mehrheit derer, die Einkommensteuer zah-
len, um jährlich 11 Milliarden Euro. 

Wichtig war uns, dass Menschen mit absolutem Spitzenverdienst 
weiterhin den Soli zahlen und damit einen angemessenen Beitrag zur 
Finanzierung unseres Gemeinwesens leisten. Den Soli beispielsweise 
auch für den Vorstandschef eines DAX-Unternehmens (verheiratet, 
7,5 Millionen Euro Jahreseinkommen) abzuschaffen, wie die Union es 
fordert, würde eine Steuersenkung von mehr als 183.000 Euro bedeuten. 
Das haben wir verhindert – und dadurch das Steuersystem gerechter 
gemacht.

Sichere Einnahmen der Kommunen

Mit der Reform der Grundsteuer ist es gelungen, eine wichtige 
Einnahmequelle für die Kommunen zu sichern. Rund 15 Milliarden Euro 
im Jahr stehen den Kommunen nun auch weiterhin zur Verfügung. Das 
dabei vereinbarte wertabhängige Modell der Grundsteuerberechnung 
ist ausgewogen und gerecht. Es macht einen Unterschied, ob ein Haus 
oder eine Wohnung in einem begehrten Innenstadtviertel oder in einer 
weniger gefragten Randlage steht, ob es sich in einer ländlichen Ge-
meinde oder in der Stadt befindet. Dieser Wertbezug war ein entschei-
dender Punkt für uns in den Bund-Länder-Verhandlungen. Durch eine 
Öffnungsklausel wird den Ländern die Möglichkeit eröffnet, abweichen-
de Bewertungsregelungen zur Grundsteuerermittlung einzuführen.
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Bekämpfung von Steuerbetrug

Beim Online-Versandhandel hinterziehen Händler aus Dritt-
ländern jährlich viele Millionen Euro an Umsatzsteuer. Um gegen diesen 
Betrug vorzugehen, haben wir die Betreiber von Online-Plattformen, 
über die der Handel abgewickelt wird, stärker in die Pflicht genommen:  
Seit Januar 2019 müssen sie relevante Daten der bei ihnen aktiven 
Händler erfassen, um eine Prüfung durch die Steuerbehörden zu er-
möglichen. Außerdem haften Plattformbetreiber unter bestimmten 
Bedingungen, wenn Händler die Umsatzsteuer nicht bezahlen.

Um Steuer- und Sozialversicherungsbetrug zu bekämpfen, ha-
ben wir die Personalausstattung des Zolls gestärkt. Wir wollen faire 
Wettbewerbsbedingungen etwa in der Baubranche ermöglichen und 
Schwarzarbeit effektiv bekämpfen.

Mit der Umsetzung der 5. EU-Geldwäscherichtlinie haben wir 
den Kampf gegen Geldwäsche durch zahlreiche Maßnahmen verbes-
sert. Immobilientransaktionen werden zukünftig transparenter ge-
staltet. Wenn keine Transparenz hergestellt wird, dürfen Transaktionen 
künftig nicht mehr durchgeführt werden. Damit reagieren wir auf das 
hohe Risiko der Geldwäsche im Immobiliensektor. Außerdem werden 
das Transparenzregister der Öffentlichkeit zugänglich gemacht und 
Kryptowährungen reguliert.

Im Bundestag beraten wir derzeit einen Gesetzent wurf, mit  
dem wir gegen missbräuchliche Steuervermeidung bei Immobilienge-
schäften vorgehen wollen. Im Zuge sogenannter Share-Deals werden 
nicht Immobilien direkt verkauft, sondern die Unternehmen, die die 
Immobilien besitzen. Durch diesen Trick wird die Zahlung der Grund-
erwerbsteuer umgangen. Den Ländern entgehen dadurch Steu er ein-
nahmen von bis zu 1 Milliarde Euro pro Jahr. Dieses Steuerschlupfl och 
werden wir stopfen.

In der Beratung befindet sich ferner ein Gesetzentwurf zur  
Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuer-
gestaltungsmodelle. Durch solche Mitteilungen werden die Finanz-
behörden über unerwünschte Steuerumgehungen informiert und früh - 
zeitig in die Lage versetzt, Schritte zur Schließung von Steuer lücken  
auf den Weg zu bringen.
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Egal, ob es darum geht, unseren 
Wohlstand zu erhalten, Frieden  
und Sicherheit zu wahren oder den 
Klimawandel zu begrenzen: Mehr 
denn je sind wir auf eine enge  
inter nationale Zusammen arbeit  
angewiesen – in Europa und welt
weit. Deutschlands Inte resse und 
Ver antwortung besteht deshalb  
darin, den Zusammenhalt in Euro 
pa und den Multilateralismus in  
der Welt politik gegen Fliehkräfte  
zu vertei digen.

Verantwortung 
in der Welt
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 Allianz für den Multi
lateralismus

 Humanitäre Hilfe und 
Entwicklung

 Rüstungskontrolle und 
Abrüstung

 Restriktivere Rüstungs
exporte

 Bundeswehr als attrak
tiver Arbeitgeber

 Finanzielle Handlungs
fähigkeit der EU

 Faire Steuern in Europa 
und weltweit

 Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort

 Krisenfesterer Banken
sektor

 Vorkehrungen für den 
Brexit
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Die Antwort auf die weltpolitischen Herausfor de-
rungen von heute und morgen kann nur lauten:  
Europe united! Nur eine starke Europäische  
Union ist der Garant für eine Zukunft in Frieden,  
Sicherheit und Wohlstand. Dafür setzen wir uns  
im Bun destag ein.

Zusammenhalt  
in Europa

Verantwortung für Europa
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Zukunftsinvestitionen

Die Europäische Union (EU) braucht Luft für mehr Zukunfts-
investitionen in Nachhaltigkeit, Wachstum, Digitalisierung und den so - 
zialen Zusammenhalt. In den Verhandlungen zu dem künftigen Mehr - 
jährigen Finanzrahmen (MFR) gilt es, die neuen Herausforderungen zu 
berücksichtigen, bestehende Schwerpunkte angemessen weiter zu  
finanzieren und die Haushaltslücke auszugleichen, die durch den Aus-
tritt Großbritanniens aus der EU entsteht. Bis spätestens Ende 2020 
muss eine Einigung über den nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen 
erzielt werden, der die politischen Prioritäten und finanziellen Hand-
lungsspielräume der EU für die kommenden Jahre festlegen wird. 

In deutsch-französischer Zusammenarbeit wurde außerdem 
eine Verständigung über Grundzüge eines künftigen Haushaltsinstru-
ments für die Eurozone erreicht, das Eurozonen-Budget. Es soll Inves-
titionen, Reformen und den Zusammenhalt in der Eurozone stärken.

Faire Steuern

Wie andere Bereiche der Wirtschaft soll auch der Finanzsektor 
zur Finanzierung des Gemeinwesens beitragen. Es ist deshalb ein großer 
Erfolg, dass es jetzt nach jahrelangen ergebnislosen Verhandlungen 
eine grundlegende Verständigung einer Gruppe von europäischen Staa - 
ten gibt, eine Finanztransaktionssteuer auf europäischer Ebene einzu-
führen.

Um einen Wettlauf nach unten bei den Unternehmenssteuern zu  
verhindern, hat die EU-Kommission einen deutsch-französischen Vor-
schlag vom Sommer 2018 aufgegriffen. Ziel ist es, in Europa eine einheit - 
liche Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer in einzuführen.

Gemeinsam mit Frankreich hat Deutschland außerdem eine 
Initiative für eine globale Mindestbesteuerung von Konzernen und zur 
wirksameren Besteuerung großer globaler Digitalunternehmen gestar-
tet. Derzeit laufen die Verhandlungen im Rahmen der OECD, der G7  
und der G20. Deutschland setzt sich dafür ein, dass die konkrete Rege-
lung im Jahr 2020 international beschlossen werden kann.
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Krisenfesterer Bankensektor

Um Risiken im Bankensektor einzudämmen, hat Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz in den europäischen Verhandlungen konkrete Fort-
schritte erreicht, etwa die Schaffung von Verlustpuffern in den Bank-
bilanzen. Mit dem Ausbau des Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(ESM) und der Letztsicherung für die Bankenunion haben wir wichtige 
Schritte unternommen, dass künftige Bankenrettungen vorrangig von 
den Anteilseignern sowie dem Bankensektor und nicht mehr von den 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern finanziert werden müssen.

Vorkehrungen für den Brexit

Wir bedauern die Entscheidung der britischen Bevölkerung, die  
Europäische Union zu verlassen. Dass es der EU gelungen ist, in den 
schwierigen Brexit-Verhandlungen einheitlich und geschlossen aufzu-
treten und die gemeinsamen Interessen Europas zu verteidigen, zeigt 
aber auch, wie stark wir sind, wenn wir in Europa an einem Strang  
ziehen. In Deutschland haben wir gesetzliche und administrative Vor-
kehrungen getroffen, um die Auswirkungen des Brexit für die Bürgerin-
nen und Bürger so gering wie möglich zu halten.

Soziales Europa

2018 hat die EU die Entsenderichtlinie überarbeitet und die Grün-
dung einer Europäischen Arbeitsbehörde beschlossen. Dadurch wird 
vor allem das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort“ 
deutlich gestärkt. So werden die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in Deutschland besser vor Lohndumping geschützt, die Arbeitskräfte 
aus der EU vor Ausbeutung und Missbrauch. Der Arbeitsminister hat 2019 
Eckpunkte für die Umsetzung in nationales Recht vorgelegt. Zudem ar-
beitet die Bundesregierung daran, einen Rahmen für existenzsichernde 
Mindestlöhne in Europa zu schaffen, eine wichtige sozialdemokratische 
Priorität insbesondere auch für die deutsche EU-Ratspräsidentschaft 
im zweiten Halbjahr 2020.
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Globale Probleme können nur gemeinsam gelöst 
werden. Wir bekennen uns daher zum Multilate ra-
lismus und zur Stärkung einer internationalen  
Ordnung, die auf gemeinsamen Regeln und Werten 
beruht.

Politik für den Frieden
Verantwortung in der Welt
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Allianz für den Multilateralismus

Sozialdemokratische Außen-, Sicherheits- und Entwicklungs-
politik beruht auf Zusammenarbeit statt auf nationalen Alleingängen. 
Um dem zunehmenden Nationalismus in der Welt zu begegnen, hat 
Bundesaußenminister Heiko Maas die „Allianz für den Multilateralismus“ 
ins Leben gerufen. 

Zusammen mit unseren Partnern machen wir uns weltweit für 
Frieden, Demokratie, Gleichberechtigung und die Einhaltung der Men-
schenrechte stark. Außenminister Heiko Maas hat den deutschen Vor-
sitz im UN-Sicherheitsrat genutzt, um den thematischen Schwerpunkt 
„Frauen, Frieden und Sicherheit“ zu setzen.

Die global gültige UN-Agenda 2030 ist dabei unsere politische 
Richtschnur. Im Bundestag haben wir Anträge zum Ausbau der nach-
haltigen Agrar- und Ernährungswirtschaft und zum Schutz von Kindern 
vor ausbeuterischer Kinderarbeit verabschiedet. Schwere Menschen-
rechtsverletzungen – insbesondere Kriegsverbrechen – bleiben viel 
zu oft unge sühnt. Wir wollen das Völkerstrafrecht stärken, um dies zu 
ändern.

Humanitäre Hilfe und Entwicklung

Deutschland ist im Bereich der Entwicklungshilfe der zweitgröß-
te Geber weltweit. 2019 lag der Etat des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) erstmals über  
10 Milliarden Euro. Zu der bereits geplanten Steigerung im Haushalt 2020  
kommen nun im Rahmen des Klimapakets weitere 600 Millionen Euro 
für den internationalen Klimaschutz hinzu. Die Mittel für die humanitäre 
Hilfe im Ausland konnten auf das Rekordniveau von mehr als 1,6 Milliar-
den Euro angehoben werden. Das alles zeigt, dass wir den Koalitions- 
vertrag einhalten. Denn die steigenden Ausgaben für Entwicklungs-
zu sammenarbeit und humanitäre Hilfe werden dazu führen, dass wir 
die ODA-Quote (Ausgaben für Entwicklung und humanitäre Hilfe im 
Verhältnis zum Bruttonationaleinkommen) bei 0,51 Prozent halten bzw. 
weiter in Richtung unseres Ziels von 0,7 Prozent erhöhen werden.
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Rüstungskontrolle und Abrüstung

Abrüstung und Rüstungskontrolle waren schon immer ein Grund - 
pfeiler sozialdemokratischer Friedenspolitik. Außenminister Heiko Maas 
nutzt die zweijährige Mitgliedschaft Deutschlands im UN-Sicherheitsrat 
(2019/2020) dazu, das Thema Abrüstung und Rüstungskontrolle auf die  
internationale Tagesordnung zu setzen. Bei der Abrüstung und der Rüs-
tungskontrolle muss auch Europa Impulse setzen. Dass wir in Deutsch-
land und in der EU weiterhin am Ziel der nuklearen Abrüstung fest halten, 
ist besonders wichtig, seitdem die USA und Russland den seit 1987 be-
stehenden Vertrag über nukleare Mittelstreckensysteme (INF-Vertrag) 
aufgekündigt haben. Unser vorrangiges Ziel ist es, eine neue nukleare 
Aufrüstungsspirale zu verhindern. 

Bundeswehrmandate für Frieden und Stabilität

Wir wollen die Welt sicherer machen. Es ist Konsens innerhalb 
der SPD-Bundestagsfraktion, dass deutsche Streitkräfte nur im Rahmen  
der Vereinten Nationen, auf der Grundlage des Völkerrechts sowie im 
Rahmen von Systemen kollektiver Sicherheit nach Artikel 24 Absatz 2 
des Grundgesetzes zusammen mit unseren Partnern aus den Bündnis-
sen von NATO und EU eingesetzt werden können. In diesem Rahmen 
und durch einen konstitutiven Beschluss des Deutschen Bundestages 
legiti miert, engagiert sich die Bundeswehr mit 10 Mandaten weltweit 
für Frieden und Stabilität.

Restriktivere Rüstungsexporte

Wir verfolgen eine restriktive Rüstungsexportpolitik. Wir wollen  
ausschließen, dass Rüstungsmaterial zur internen und externen Repres-
sion verwendet wird. Die Rüstungsexportrichtlinien haben wir bereits ge- 
schärft. Außerdem setzen wir uns dafür ein, den Export von deutschen 
Waffen ins Ausland künftig noch stärker einzuschränken. Es gibt Staaten, 
an die wir grundsätzlich keine Waffen liefern wollen. Das Par lament und 
die Öffentlichkeit müssen transparenter über Genehmigungen durch 
den Bundessicherheitsrat informiert werden.

108 B I L A N Z  2 0 1 7  —   2 0 1 9 



Moderne Bundeswehr als attraktiver  
Arbeitgeber

Nur mit einer gut ausgestatteten und modernen Bundeswehr 
können wir unseren Aufgaben als zuverlässiger Partner gerecht werden. 
Deshalb haben wir zwei große Gesetze verabschiedet, mit denen wir 
die Bundeswehr als Arbeitgeber attraktiver machen. Zudem konnten wir 
die Pläne des Verteidigungsministeriums, die Werke der Heeresinstand-
setzungslogistik zu privatisieren, erfolgreich stoppen. Dieser wichtige 
Bereich der Bundeswehr darf nicht an die private Industrie abgegeben 
werden. 
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Grundrente einführen

Wir wollen die Grundrente 2020 gesetzlich beschließen, damit sie wie ver-
einbart zum Jahresbeginn 2021 in Kraft treten kann. Im Gesetzgebungsverfahren 
werden wir darauf achten, dass die vereinbarten Regelungen eins zu eins umge-
setzt werden. 

Klimaschutzprogramm umsetzen

Das Jahr 2020 wird ganz im Zeichen der Umsetzung des Klimaschutzpro-
gramms stehen. Etliche Vereinbarungen müssen noch in Gesetzesform gegossen 
und im Parlament beschlossen werden. Mit dem Kohleausstiegsgesetz und dem 
Strukturstärkungsgesetz regeln wir nicht nur den Ausstieg aus der Kohleverstro-
mung, sondern schaffen auch neue Perspektiven für die Beschäftigten und für 
Unternehmen, unter anderem durch eine verbesserte Infrastruktur. Wir werden  
gesetzliche Maßnahmen beschließen, um den Ausbau der erneuerbaren Energien 
voranzubringen. Bis 2030 sollen mindestens 65 Prozent unseres Stromverbrauchs 
aus nachhaltigen Quellen stammen. Wir werden klimafreundliche Mobilität för-
dern und hierfür massiv in Infrastruktur und technologische Entwicklungen inves-
tieren. Und wir werden die Einhaltung der verpflichtenden Einsparziele aus dem 
beschlossenen Klimaschutzgesetz durch die einzelnen Ministerien kontrollieren.

Gleichwertige Lebensverhältnisse

Um die Angleichung der Lebensverhältnisse überall in Deutschland vor-
anzubringen, wird 2020 ein neues gesamtdeutsches Fördersystem für struktur-
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Wir haben bereits sehr viele unserer Projekte aus dem Koa-
li tionsvertrag umgesetzt. Gleichwohl gilt es, noch weitere 
sozialdemokratisch geprägte Vorhaben umzusetzen, um  
die Lebenssituation der Menschen konkret zu verbessern. 
Einige Beispiele im Überblick.
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schwache Regionen geschaffen. Die Regionalförderprogramme des Bundes  
werden gebündelt und die bislang auf die neuen Länder beschränkten Pro-
gramme auf ganz Deutschland ausgeweitet. Zudem setzen wir uns dafür ein, 
dass Bund und Länder eine faire Altschuldenregelung für hochverschuldete 
Städte und Gemeinden vereinbaren.

Arbeit im Wandel sichern

Mit der Verabschiedung eines Arbeit-von-morgen-Gesetzes werden  
wir Instrumente einführen, um den Beschäftigten im Falle eines Konjunktur-
abschwungs und bei anderen Veränderungen ihres Arbeitsumfeldes bessere 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu verschaffen. So soll unter anderem die 
Möglichkeit von Kurzarbeit und gleichzeitiger Weiterbildung auf eine neue 
Basis gestellt werden, wenn ein Betrieb in eine konjunkturell bedingte Schief-
lage kommt. Wenn Beschäftigte in einem Unternehmen keine Perspektive auf 
Weiterbeschäftigung haben, wollen wir als zusätzliche Fördermöglichkeit eine 
„Perspektivqualifizierung“ einführen. Arbeitslose und Beschäftigte ohne Berufs-
abschluss sollen das Recht bekommen, den Berufsabschluss nachzuholen.

Einschränkung von Befristungen

Wir werden ein Gesetz auf den Weg bringen, das sachgrundlose Befris-
tungen und Kettenverträge deutlich einschränkt. Wir wollen damit vor allem 
auch vielen jungen Beschäftigten wieder mehr Sicherheit für die Planung der 
eigenen Zukunft geben.

Berufliche Fortbildung fördern

Wir werden das Aufstiegs-BAföG reformieren und die Förderung der  
beruflichen Fortbildung verbessern. Die Unterstützung zum Unterhalt bei Voll-
zeit soll zu einem Vollzuschuss ausgebaut werden. Der Zuschuss zu den Kosten 
der Fortbildungsmaßnahme soll ebenso erhöht werden wie der Kinderbetreu-
ungszuschlag. Mit einem höheren Vermögensfreibetrag wollen wir dafür sorgen, 
dass mehr Menschen einen Anspruch auf Förderung bekommen. Zudem erwei-
tern wir die Förderung auf alle Arten der höherqualifizierenden Berufsbildung.
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Kinderrechte im Grundgesetz verankern

Wir werden noch in dieser Wahlperiode die Kinderrechte im Grund- 
gesetz verankern. Dadurch werden Kinder und ihre Familien gestärkt.

Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder

Wir führen einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grund-
schulalter ein. Für den Ausbau der Ganztagsbetreuung stehen 2 Milliarden Euro 
bereit. Damit wird es für Eltern nicht mehr Glückssache sein, ob sie eine verläss-
liche Nachmittagsbetreuung finden.

Rechtsextremismus bekämpfen

Wir werden gesetzliche Maßnahmen beschließen, um Hasskriminalität 
(zum Beispiel Morddrohungen) im Internet wirksamer zu bekämpfen und Kom-
munalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker besser zu schützen. Wir werden die 
Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken weiter verbessern und das Waffen-
recht verschärfen: Wer einer verfassungsfeindlichen Vereinigung angehört, darf 
keine Waffe kaufen. Das gesellschaftliche und bürgerschaftliche Engagement  
für unser Gemeinwesen und für unsere Demokratie wollen wir nachhaltig stärken.

EURatspräsidentschaft nutzen

Im zweiten Halbjahr 2020 hat Deutschland die EU-Ratspräsidentschaft 
inne. Es ist die wichtigste Ratspräsidentschaft seit langem. Entscheidende  
Weichenstellungen stehen bevor. Wir wollen in der deutschen Ratspräsident- 
schaft dafür sorgen, dass sich die EU auf einen echten Zukunftshaushalt mit  
starken Investitionen verständigt, dass ein Eurozonen-Haushalt und eine  
Finanztransaktionssteuer auf den Weg gebracht werden und dass ein Rahmen  
für europäische Mindestlöhne eingeführt wird. Auch wollen wir Fortschritte für 
mehr Steuergerechtigkeit durch eine Mindestbesteuerung von Unternehmen,  
insbesondere der Digitalkonzerne, erreichen und die Rolle Europas für Abrüstung 
und Rüstungs kontrolle stärken. Und wir werden Demokratie und Rechtsstaatlich- 
keit in Europa mit aller Kraft verteidigen und dafür auch einen neuen umfassen- 
den Mechanis mus zur Prüfung der Rechtsstaatlichkeit in Europa etablieren.
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